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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes

A. Problem und Ziel

Mit der Vollendung des Gemeinsamen Binnenmarktes ist auch die Harmonisie-
rung der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln eingeleitet worden. Das mit der
Richtlinie des Rates 91/414/EWG vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen
von Pflanzenschutzmitteln eingeführte Regime sieht vor, dass die Wirkstoffe
von Pflanzenschutzmitteln auf Gemeinschaftsebene geprüft werden, die Zulas-
sung der Pflanzenschutzmittel jedoch nach wie vor national erfolgt.

Somit wurde der freie Warenverkehr bei Pflanzenschutzmitteln nur einge-
schränkt verwirklicht. Diese Einschränkung bezieht sich auch auf das Verbrin-
gen von Pflanzenschutzmitteln aus einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums in die Bundesrepublik Deutsch-
land, wenn in Deutschland ein vergleichbares Mittel bereits zugelassen ist (pa-
rallelimportierte Pflanzenschutzmittel). Nach der Rechtsprechung des EuGH
bedürfen solche Pflanzenschutzmittel keiner eigenen Zulassung, wenn sie mit
einem in diesem Mitgliedstaat zugelassenen Mittel übereinstimmen. Es ist
jedoch zulässig, ein vereinfachtes Verfahren zur Feststellung der Überein-
stimmung mit dem zugelassenen Mittel einzuführen.

Da die Richtlinie 91/414/EWG insoweit keine Regeln enthält, ist es Sache der
Mitgliedstaaten, unter Beachtung der Artikel 28 bis 30 EG ein entsprechendes
Verfahren festzulegen.

Parallelimportierte Pflanzenschutzmittel sind erforderlich, um eine Abschot-
tung der Märkte gegeneinander und die damit verbundenen negativen Auswir-
kungen auf die Preisgestaltung für die Verbraucher zu verhindern.

Andererseits ist der hohe Sicherheitsstandard, der durch die Richtlinie 91/414/
EWG und das Pflanzenschutzgesetz geschaffen wurde, aufrecht zu erhalten
und zu verhindern, dass Pflanzenschutzmittel in Verkehr gebracht werden, die
nicht mit einem zugelassenen Mittel übereinstimmen und daher nicht über-
prüft wurden.

§ 5 Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes sieht vor, dass nach Maßgabe des
landwirtschaftlichen Fachrechts schlagbezogene Aufzeichnungen über die
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft zu führen sind.
Entsprechende Regeln fehlen bis jetzt im Pflanzenschutzgesetz.

Die Verordnung (EG) Nr. 1004/2003 vom 18. Juni 2003 zur Änderung der
Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 und (EG) Nr. 1490/2002 (ABl. EU Nr. L 151
S. 32) sieht vor, dass die Mitgliedstaaten für ihre Mitwirkung an der Überprü-
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fung neuer Wirkstoffe Gebühren erheben. Hierfür sieht das Pflanzenschutz-
gesetz bisher keine Rechtsgrundlage vor.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass ein Bedarf an einer gesetzlichen Regelung
der so genannten Vertriebserweiterungen besteht, um klare Regeln hinsichtlich
der Bezeichnung und Kennzeichnung der betroffenen Pflanzenschutzmittel zu
haben. Bei Vertriebserweiterungen handelt es sich um Vereinbarungen zwi-
schen einem Zulassungsinhaber und einem Dritten, die es diesem gestatten, ein
Pflanzenschutzmittel des Zulassungsinhabers unter einer anderen Bezeichnung
auf den Markt zu bringen.

B. Lösung
Das Pflanzenschutzgesetz sieht bisher keine Regelung zum Umgang mit paral-
lelimportierten Pflanzenschutzmitteln vor. Es ist erforderlich, ein Verfahren
einzuführen, mit dem die Übereinstimmung derartiger Pflanzenschutzmittel mit
einem in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Mittel vor der erstma-
ligen Einfuhr festgestellt wird. Auf diese Weise wird Rechtssicherheit für Im-
porteure, Zulassungsinhaber und Anwender geschaffen und die Kontrolle der
auf dem Markt befindlichen Pflanzenschutzmittel erleichtert.

Es ist eine Regelung in das Pflanzenschutzgesetz über Aufzeichnungen bei der
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie eine Verordnungsermächtigung
zur Erhebung von Gebühren bei der Überprüfung von neuen Wirkstoffen aufzu-
nehmen.

Ebenfalls zu regeln sind die oben beschriebenen Vertriebserweiterungen.

C. Alternative
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen
1. Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht
mit zusätzlichen Kosten belastet.

2. Haushaltsaufgaben mit Vollzugsaufwand

Dem Bund entstehen Kosten durch die Überprüfung von parallelimportierten
Pflanzenschutzmitteln und die Ausstellung von Verkehrsfähigkeitsbescheini-
gungen. Der zur Durchführung erforderliche Personalaufwand (voraussichtlich
ein/eine Wissenschaftler/in und ein/eine Assistent/in) im Bundesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit, das für das Verfahren zuständig
sein soll, wird innerhalb der Personalressourcen des Bundesamtes durch
entsprechende Umschichtungen von Aufgaben gedeckt. Sonstige eventuell an-
fallende Kosten, die nicht durch die Erhebung von Gebühren gedeckt werden
können, sind innerhalb des Einzelplans 10 durch Umschichtung zu erbringen.

E. Sonstige Kosten
Den Einführern parallelimportierter Pflanzenschutzmittel entstehen Kosten
durch Gebühren für die Ausstellung von Verkehrsfähigkeitsbescheinigungen.
Nach Auskunft des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit werden die anfallenden Gebühren sich voraussichtlich in einem Rah-
men von 150 bis 600 Euro bewegen. Diese Maßnahme erhöht andererseits die
Rechtssicherheit hinsichtlich der Verkehrsfähigkeit ihrer Produkte. Seitens der
Wirtschaftsbeteiligten wurden keine Einwände gegen diese Gebühren erhoben.
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Geringfügige kosteninduzierte Erhöhungen von Einzelpreisen können nicht
ausgeschlossen werden. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind aber nicht zu erwarten.
Durch die vorgesehene Aufzeichnungspflicht können Anwendern von Pflanzen-
schutzmitteln zusätzliche Kosten entstehen, deren Höhe aber nicht genau bezif-
ferbar ist. Auswirkungen auf das Preisniveau sind dadurch nicht zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Zweites Gesetzes zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Pflanzenschutzgesetz in der Fassung der Bekannt-

machung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 3512),
zuletzt geändert durch Artikel 149 der Verordnung vom
25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), wird wie folgt ge-
ändert.
1. In § 3 Abs. 1 Nr. 17 werden jeweils die Wörter „das

Inverkehrbringen“ durch die Wörter „die Einfuhr, das
Inverkehrbringen“ ersetzt.

2. Dem § 6 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:
„(4) Wer einen landwirtschaftlichen, forstwirtschaft-

lichen oder gärtnerischen Betrieb leitet, ist verpflichtet,
Aufzeichnungen über die im Betrieb angewandten Pflan-
zenschutzmittel zu führen und die Aufzeichnungen für die
Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. Die zuständige
Behörde kann Einsicht in die Aufzeichnungen nehmen.

(5) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Art und Umfang
der Aufzeichnungen nach Absatz 4 zu bestimmen.“

3. Dem § 7 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Pflanzenschutzmittel, die aus einem Stoff bestehen oder
einen Stoff enthalten, dessen Anwendung durch eine
Verordnung nach Satz 1 vollständig verboten ist, sind
nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes und der auf Grund des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen unverzüglich zu beseitigen.“

4. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-

fügt:
„Als zugelassen gilt auch ein Pflanzenschutzmittel,
für das die Verkehrsfähigkeit nach § 16c festgestellt
worden ist.“

b) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Dies gilt nicht“
durch die Wörter „Eine Zulassung ist nicht erforder-
lich“ ersetzt.

c) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:
„In Fällen des Satzes 1 Nr. 2 kann für ein zugelasse-
nes Pflanzenschutzmittel eine Genehmigung auch für
ein nicht mit der Zulassung festgesetztes Anwen-
dungsgebiet erteilt werden. Abweichend von § 20
Abs. 2 können die erforderlichen Angaben für ein
genehmigtes Anwendungsgebiet auch auf einer die
Packung begleitenden Gebrauchsanleitung abge-
druckt werden.“

5. Dem § 15c Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Satz 1 kann eine nach Absatz 1 er-
teilte Zulassung auf Antrag des Zulassungsinhabers bis
zu dem Zeitpunkt verlängert werden, zu dem die Ent-
scheidung über die Zulassung des Pflanzenschutzmittels
nach § 15 getroffen wird, wenn
1. ein Antrag nach § 15 vor Ablaufen der Zulassung

nach Absatz 1 gestellt worden ist und die dafür erfor-
derlichen Zulassungsunterlagen vollständig sind und

2. der Wirkstoff des jeweiligen Pflanzenschutzmittels
zwischenzeitlich in Anhang I der Richtlinie 91/414/
EWG aufgenommen worden ist.“

6. Nach § 15c wird folgender § 15d eingefügt:
„§ 15d

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln
unter abweichender Handelsbezeichnung

(1) Ein Pflanzenschutzmittel, das in Deutschland zu-
gelassen ist, (zugelassenes Pflanzenschutzmittel) darf
auch von anderen als dem Zulassungsinhaber auf der
Grundlage einer Vereinbarung mit diesem unter einer
abweichenden Handelsbezeichnung in Verkehr gebracht
werden. Der Zulassungsinhaber teilt den Abschluss der
Vereinbarung unter Angabe des Namen und der An-
schrift des Berechtigten und der abweichenden Handels-
bezeichnung, unter der das Pflanzenschutzmittel von
dem Berechtigten in Verkehr gebracht werden soll, un-
verzüglich dem Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit mit.

(2) Ein im Wege einer Vereinbarung mit dem Zulas-
sungsinhaber in den Verkehr gebrachtes Pflanzenschutz-
mittel ist mit Name und Anschrift des Berechtigten und
nach den für das zugelassene Pflanzenschutzmittel gel-
tenden Vorschriften zu kennzeichnen.

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit macht die Liste der Pflanzenschutzmittel,
die auf Grund einer Vereinbarung in Verkehr gebracht wer-
den, ihre Handelsbezeichnung, den Namen des Berech-
tigten und den Namen und die Nummer des zugelassenen
Pflanzenschutzmittels im Bundesanzeiger bekannt.

(4) Ein auf der Grundlage einer Vertriebsvereinbarung
in den Verkehr gebrachtes Pflanzenschutzmittel darf nicht
mehr in Verkehr gebracht werden, soweit die Zulassung
des zugelassenen Pflanzenschutzmittels durch Rück-
nahme, Widerruf oder Zeitablauf beendet worden ist.“

7. Nach § 16b werden folgende §§ 16c bis 16g eingefügt:
„§ 16c

Verkehrsfähigkeit paralleleingeführter
Pflanzenschutzmittel

(1) Ein Pflanzenschutzmittel, das in einem anderen
Mitgliedstaat oder einem Staat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes zugelassen ist und mit einem in Deutsch-
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land zugelassenen Pflanzenschutzmittel übereinstimmt,
darf nur eingeführt und in den Verkehr gebracht werden,
wenn derjenige, der die Einfuhr oder das Inverkehrbrin-
gen vornehmen will, beim Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit vor dem erstmaligen
Inverkehrbringen die Feststellung der Verkehrsfähigkeit
beantragt und das Bundesamt diese festgestellt hat. § 12
Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit stellt die Verkehrsfähigkeit fest,
wenn das parallel einzuführende Pflanzenschutzmittel
verglichen mit dem entsprechenden zugelassenen Pflan-
zenschutzmittel (Referenzmittel)
1. in der Regel vom gleichen Hersteller oder einem ver-

bundenem Unternehmen stammt oder in Lizenz her-
gestellt wird,

2. die gleichen Wirkstoffe in vergleichbarer Menge mit
entsprechendem Mindestreinheitsgrad und mit be-
stimmtem Verunreinigungen gleicher Art und ent-
sprechendem Höchstgehalt enthält und

3. mit dem Referenzmittel in Zusammensetzung und
Beschaffenheit übereinstimmt.

Der Antragsteller hat mit dem Antrag nach Absatz 1 die
zur Feststellung der Verkehrsfähigkeit erforderlichen
Unterlagen, zu denen er Zugang hat oder deren Beschaf-
fung ihm zugemutet werden kann, sowie die erforder-
lichen Proben, nach Maßgabe der Rechtsverordnung
nach Absatz 5 dem Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit zu übermitteln.

(3) Ist es zur Feststellung der Verkehrsfähigkeit erfor-
derlich, kann das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit die Vorlage einer Vergleichsun-
tersuchung des paralleleingeführten Pflanzenschutz-
mittels mit dem Referenzmittel durch ein nach Maßgabe
einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 geeignetes Labor
oder durch eine vom Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit selber durchgeführte kosten-
pflichtige Vergleichsuntersuchung verlangen. Das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit kann mit der Durchführung der Analyse ein nach
Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 geeig-
netes Labor beauftragen.

(4) Über die festgestellte Verkehrsfähigkeit wird dem
Antragsteller eine Verkehrsfähigkeitsbescheinigung aus-
gestellt.

(5) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf,
1. die Einzelheiten des Verfahrens, insbesondere Art

und Umfang der einzureichenden Unterlagen und
Proben, zu regeln,

2. die Kriterien der Verkehrsfähigkeit näher zu bestim-
men sowie

3. die von den Laboren nach Absatz 3 einzuhaltenden
Anforderungen festzulegen.
(6) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-

bensmittelsicherheit macht die Liste der Pflanzenschutz-

mittel, für die eine Verkehrsfähigkeit festgestellt worden
ist, sowie das jeweilige Referenzmittel im Bundesanzei-
ger bekannt.

§ 16d
Kennzeichnung paralleleingeführter

Pflanzenschutzmittel
Ein paralleleingeführtes Pflanzenschutzmittel ist mit

Namen und Anschrift des Inhabers der Verkehrsfähig-
keitsbescheinigung, der vom Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit mit der Verkehrsfähig-
keitsbescheinigung erteilten Nummer und nach den für
das Referenzmittel geltenden Vorschriften zu kennzeich-
nen. Die für das Referenzmittel festgesetzten oder nach-
träglich geänderten Anwendungsgebiete, Anwendungs-
bestimmungen und Auflagen gelten auch für das parallel-
eingeführte Pflanzenschutzmittel. Wird für das Referenz-
mittel eine Genehmigung nach § 18 erteilt, gilt diese auch
für das paralleleingeführte Pflanzenschutzmittel.

§ 16e
Ende der Verkehrsfähigkeit

(1) Die Feststellung der Verkehrsfähigkeit endet mit
Zeitablauf, Widerruf oder Rücknahme der Zulassung des
Referenzmittels. Satz 1 gilt nicht, soweit die Zulassung
auf Antrag des Zulassungsinhabers widerrufen worden
ist und keine Gründe für den Widerruf oder die Rück-
nahme der Zulassung nach § 16a vorliegen. In Falle des
Satzes 2 endet die Feststellung der Verkehrsfähigkeit ein
Jahr nach dem Widerruf der Zulassung des Referenzmit-
tels, spätestens aber zu dem Zeitpunkt in dem die Zulas-
sung des Referenzmittels durch Zeitablauf geendet hätte.
§ 6a Abs. 3 Satz 1gilt entsprechend.

(2) Die Feststellung der Verkehrsfähigkeit ruht, wenn
das Ruhen der Zulassung des Referenzmittels angeord-
net ist.

(3) Nimmt der Inhaber der Zulassung des Referenz-
mittels Formulierungsänderungen des Referenzmittels,
die vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit anerkannt werden, weil die Identität des
Referenzmittels gewahrt bleibt, nach der Feststellung der
Verkehrsfähigkeit für das parallel einzuführenden Pflan-
zenschutzmittels vor, berühren diese die Verkehrsfähig-
keit nicht.

§ 16f
Pflichten des Inhabers

der Verkehrsfähigkeitsbescheinigung
(1) Formulierungsänderungen des paralleleingeführ-

ten Pflanzenschutzmittels hat der Inhaber der Verkehrs-
fähigkeitsbescheinigung unverzüglich dem Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit mit-
zuteilen.

(2) Erfährt der Inhaber einer Verkehrsfähigkeitsbe-
scheinigung von neuen Erkenntnissen über das von ihm
in Verkehr gebrachte Pflanzenschutzmittel hinsichtlich
der Auswirkungen des Pflanzenschutzmittels auf die Ge-
sundheit von Mensch und Tier sowie den Naturhaushalt,
ist er verpflichtet, dies unverzüglich dem Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit anzuzei-
gen. § 15a Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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§ 16g
Rücknahme oder Widerruf der Feststellung

der Verkehrsfähigkeit
(1) Die Feststellung der Verkehrsfähigkeit ist zu-

rückzunehmen, wenn der Inhaber der Verkehrsfähig-
keitsbescheinigung die Feststellung der Verkehrsfähig-
keit
1. durch arglistige Täuschung, Drohung oder Beste-

chung,
2. vorsätzlich oder grob fahrlässig durch Angaben, die

in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvoll-
ständig waren,

erwirkt hat. Im Übrigen bleibt § 48 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes unberührt.

(2) Die Feststellung der Verkehrsfähigkeit ist zu
widerrufen, wenn der Inhaber der Verkehrsfähigkeits-
bescheinigung wiederholt gegen seine Pflichten aus
§ 16f verstoßen hat. Im Übrigen bleibt § 49 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes unberührt.“

8. In § 18b Abs. 2 Nr. 1 werden nach den Wörtern „nach
der Rückstands-Höchstmengenverordnung vom 1. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2229) in der jeweils geltenden
Fassung“ die Wörter „oder der Verordnung (EG)
Nr. …/2005 vom … (ABl. EU Nr. L … S. …) in der
jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.1)

9. In § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „Artikel 8
Abs. 2 der Richtlinie 91/414/EWG“ durch die Angabe
„Artikel 8 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 91/414/EWG“
ersetzt.

10. § 40 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a ein-
gefügt:
„4a. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung

mit einer Rechtsverordnung nach Abs. 5

eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig
oder nicht vollständig führt,“.

bb) Nach Nummer 8a wird folgende Nummer 8b
eingefügt:

„8b. entgegen § 16c Abs. 1 Satz 1 ein Pflan-
zenschutzmittel einführt oder in Verkehr
bringt,“.

b) In Absatz 2 werden nach der Angabe „7,“ die
Angabe „8b,“ und nach der Angabe „Nr. 5,“ die
Angabe „6a,“ eingefügt.

11. Nach § 45 Abs. 11 werden folgende Absätze angefügt:

„(12) Die §§ 16c bis 16g sind erstmals ab dem …
[einsetzen: Erster Tag des siebten auf das Inkrafttreten
dieses Änderungsgesetzes folgenden Monats] anzu-
wenden.“

(13) Pflanzenschutzmittel, deren Übereinstimmung
mit einem zugelassenen Mittel vor dem … [einsetzen:
Tag des Inkrafttretens dieses Änderungsgesetzes] nach
dem Verfahren der Bekanntmachung vom 23. Dezem-
ber 1993 (BAnz Nr. 246 S. 11154) festgestellt worden
ist, dürfen noch bis zum … [einsetzen: Erster Tag des
dreizehnten auf das Inkrafttreten dieses Änderungsge-
setzes folgenden Monats] in Verkehr gebracht werden.
Wird für ein Pflanzenschutzmittel, dessen Übereinstim-
mung mit einem zugelassenen Mittel schon nach der in
Satz 1 genannten Bekanntmachung festgestellt worden
ist, ein Antrag nach § 16c gestellt, berücksichtigt das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit bei der Entscheidung über den Antrag diese
Feststellung. Das Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit kann den Antragsteller von
der Vorlage bereits vorhandener Dokumente oder An-
gaben befreien.“

Artikel 2

Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Pflanzen-
schutzgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

1) Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Höchst-
werte für Pestizidrückstände in Erzeugnissen pflanzlichen und tieri-
schen Ursprungs. (Der Verordnungsentwurf wird zurzeit in zweiter
Lesung im Europäischern Parlament beraten. Mit einer Verkündung
dieser Verordnung ist noch vor Abschluss dieses Gesetzgebungsver-
fahrens zu rechnen. Um zu vermeiden, dass durch die Verordnung ein
weiteres Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes erforder-
lich wird, wird ein entsprechender Änderungsvorschlag bereits jetzt
in den Gesetzentwurf aufgenommen.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Es ist nicht erforderlich, Pflanzenschutzmittel, die aus
einem anderen Mitgliedstaat oder einem Staat des EWR
stammen und mit einem in Deutschland bereits zugelasse-
nen Pflanzenschutzmittel übereinstimmen, einem erneuten
Zulassungsverfahren zu unterziehen. Andererseits ist es er-
forderlich sicherzustellen, dass Mittel, die nicht mit einem
in Deutschland zugelassenen Mittel übereinstimmen, nicht
in Verkehr gebracht werden.

Es wird daher ein Verfahren eingeführt, mit dem vor der ers-
ten Einfuhr die Übereinstimmung des importierten Mittels
überprüft werden kann.

Das für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zustän-
dige Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit verfügt über die nötigen Daten, um Pflanzen-
schutzmittel auf ihre Übereinstimmung zu überprüfen. Es ist
daher sinnvoll, dem Bundesamt das Verfahren zur Feststel-
lung der Übereinstimmung zu übertragen. Ferner sind die
Dauer der Gültigkeit der Verkehrsfähigkeitsbescheinigung,
ihr Widerruf und die Pflichten des Einführers zu regeln.

Das Bundesnaturschutzgesetz sieht vor, dass bestimmte
Aufzeichnungen über die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln in der Landwirtschaft nach Maßgabe des landwirt-
schaftlichen Fachrechts zu führen sind. Entsprechende Re-
geln sind daher in das Pflanzenschutzgesetz aufzunehmen.

Die Verordnung (EG) Nr. 1004/2003 sieht vor, dass die Mit-
gliedstaaten für ihre Beteiligung an der Überprüfung so ge-
nannter neuer Wirkstoffe nach der Richtlinie 91/414/EWG
Gebühren erheben. Die Ermächtigungsgrundlage für eine
entsprechende Verordnung ist daher in das Pflanzenschutz-
gesetz aufzunehmen.

Ebenfalls zu regeln sind Bezeichnung und Kennzeichnung
von Pflanzenschutzmitteln, die im Rahmen einer so genann-
ten Vertriebserweiterung vermarktet werden.

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen des Gesetz-
entwurfs ist Folgendes festzuhalten:

Den Einführern parallelimportierter Pflanzenschutzmittel
entstehen Kosten durch Gebühren für die Ausstellung von
Verkehrsfähigkeitsbescheinigungen. Nach Auskunft des
Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit werden die anfallenden Gebühren sich voraus-
sichtlich in einem Rahmen von 150 bis 600 Euro bewegen.
Diese Maßnahme erhöht andererseits die Rechtssicherheit
hinsichtlich der Verkehrsfähigkeit ihrer Produkte. Seitens
der Wirtschaftsbeteiligten wurden keine Einwände gegen
die Gebührenhöhe erhoben.

Geringfügige kosteninduzierte Erhöhungen von Einzelprei-
sen können nicht ausgeschlossen werden. Auswirkungen
auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind aber nicht zu erwarten. Durch die vorgesehene
Aufzeichnungspflicht können Anwendern von Pflanzen-
schutzmitteln zusätzliche Kosten entstehen, deren Höhe

aber nicht genau bezifferbar ist. Auswirkungen auf das
Preisniveau sind dadurch nicht zu erwarten.

Der vorliegende Gesetzentwurf ergänzt das bereits beste-
hende Pflanzenschutzgesetz, das als Gegenstand der kon-
kurrierenden Gesetzgebung auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 20 GG
gestützt ist. Die vorgesehene Ergänzung des Pflanzen-
schutzgesetzes durch Bundesrecht ist gemäß Artikel 72
Abs. 2 GG erforderlich, da die Angelegenheit durch die Ge-
setzgebung einzelner Länder nicht wirksam geregelt werden
kann und zur Wahrung der Wirtschaftseinheit.

Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist die Einführung einer
Regelung zu parallelimportierten Pflanzenschutzmitteln.
Geregelt werden die Voraussetzungen, unter denen ein
Pflanzenschutzmittel, das in Deutschland keine eigene Zu-
lassung hat dennoch eingeführt und hier gehandelt werden
darf. Hier ist nicht nur der innerdeutsche Handel betroffen
sondern auch der innereuropäische Handel. Unterschiedli-
che Regelungen in den einzelnen Bundesländern mit unter-
schiedlichen Anforderungen würden eine wirtschaftshem-
mende Wirkung entfalten. Für die bundes- und europaweit
handelnden Wirtschaftsbeteiligten sind einheitliche Regeln
erforderlich. Regelungen durch Landesrecht könnten zur
Folge haben, dass ein bestimmtes Pflanzenschutzmittel
zwar in einem Bundesland angewandt werden darf, nicht
aber in einem anderen Bundesland. Dies kann zu Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen den Anwendern von Pflanzen-
schutzmitteln, aber auch den Anbietern von Pflanzenschutz-
mitteln in den einzelnen Bundesländern führen. Außerdem
ist zu beachten, dass die Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln selbst durch eine Bundesbehörde einheitlich für das
ganze Bundesgebiet erfolgt und letztlich nur diese Behörde
über das erforderliche Wissen verfügt, um bei einem paral-
lelimportierten Pflanzenschutzmittel die Vergleichbarkeit
mit einem zugelassenen Mittel feststellen zu können.

Weiter sieht der Gesetzentwurf eine Aufzeichnungspflicht
für die Anwender von Pflanzenschutzmitteln vor, entspre-
chend § 5 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz. Zur Vermei-
dung von Wettbewerbsverzerrungen zwischen Anwendern
von Pflanzenschutzmitteln durch unterschiedlich ausge-
staltete Landesregeln ist auch hier eine bundeseinheitliche
Regelung erforderlich. Die Änderung in § 37 betrifft aus-
schließlich die von einer Bundesbehörde zu erhebenden
Gebühren. Bei den übrigen Regeln handelt es sich um
Folgeänderungen bzw. um redaktionelle Klarstellungen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1
Zu Nummer 1 (§ 3 Nr. 17)

Die Ermächtigung zum Erlass einer Verordnung über den
Umgang mit Tieren, Pflanzen oder Mikroorganismen zur
Bekämpfung bestimmter Schadorganismen wird dahin
gehend erweitert, dass auch Regeln über die Einfuhr erlas-
sen werden können, da sich gezeigt hat, dass auch dieser
Bereich von einer Verordnung erfasst werden sollte.
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Zu Nummer 2 (§ 6)

Es wird festgelegt, dass die Leiter landwirtschaftlicher,
forstwirtschaftlicher oder gärtnerischer Betriebe Aufzeich-
nungen über die im Betrieb angewandten Pflanzenschutz-
mittel führen und aufbewahren. Die Aufzeichnungspflicht
ist betriebsbezogen und trifft jeweils den Leiter des Betrie-
bes, in dem die Pflanzenschutzmittel angewandt werden.
Lässt z. B. ein Betriebsleiter Pflanzenschutzmaßnahmen
durch einen Dritten durchführen, so ist der Betriebsleiter
und nicht der Dritte verpflichtet, die Aufzeichnungen zu
führen. Auf diese Weise sind alle Informationen über einen
Betrieb oder eine Fläche an einer Stelle zusammengeführt.
Einbezogen werden auch Betriebe des Gartenbaus und der
Forstwirtschaft. Dies wird durch die Formulierung in § 5
Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes nicht ausdrücklich
gefordert. Eine Aufzeichnungspflicht für alle Betriebe ist
jedoch angebracht, da auch in diesen Bereichen Pflanzen-
schutzmittel angewandt werden, das Pflanzenschutzgesetz
einheitlich die Anwendung regelt und keine branchenspezi-
fischen Ausnahmen kennt. Für eine abweichende Regelung
bei der Aufzeichnungspflicht besteht somit kein sachlicher
Grund. Sofern in Betrieben der Forstwirtschaft keine Pflan-
zenschutzmittel angewandt werden, sind diese rein faktisch
von der Aufzeichnungspflicht nicht betroffen.

Es wird festgelegt, dass nur die zuständige Behörde Einsicht
in die Aufzeichnung der betrieblichen Daten zur Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln nehmen darf.

Um die Einzelheiten der Aufzeichnungen regeln zu können,
wird eine entsprechende Verordnungsermächtigung aufge-
nommen.

Zu Nummer 3 (§ 7 Abs. 1)

Häufig werden Pflanzenschutzmittel, deren Anwendung be-
reits verboten ist, noch aufbewahrt. Dies kann insbesondere
bei unsachgemäßer Lagerung zu Problemen führen. Besitzer
werden daher verpflichtet, solche Mittel unverzüglich sach-
gerecht zu entsorgen. Betroffen von dieser unverzüglichen
Entsorgungspflicht sind ausschließlich Pflanzenschutz-
mittel, die einen Wirkstoff enthalten, dessen Anwendung
durch die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vollstän-
dig verboten ist. Nicht betroffen sind Pflanzenschutzmittel,
die nicht zugelassen sind, da hier die Möglichkeit eines
ordnungsgemäßen Aufbrauchs gemäß § 6a Abs. 3 sowie die
Möglichkeit einer erneuten Zulassung besteht. Eine unver-
zügliche Entsorgung wäre daher nicht sinnvoll. Bei Pflan-
zenschutzmitteln, bei denen von einer erneuten Zulassung
nicht mehr ausgegangen werden kann, sind die allgemeinen
Regeln des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts anzu-
wenden. Darüber hinaus ist auf § 16b Abs. 3 hinzuweisen.

Zu Nummer 4 (§ 11 Abs. 1)

In Ergänzung der neuen Regelung in den §§ 16c ff. wird
geregelt, dass Pflanzenschutzmittel, die zwar über keine
eigene Zulassung verfügen, deren Verkehrsfähigkeit aber
aufgrund der Übereinstimmung mit einem zugelassenen
Mittel festgestellt wurde als zugelassen gelten. Die Regeln
für zugelassene Mittel z. B. hinsichtlich Anwendung und
Kennzeichnung sind damit auch auf Mittel, für die eine
Verkehrsfähigkeitsbescheinigung ausgestellt wurde anzu-
wenden.

Zu Nummer 4 (§ 11 Abs. 2)

Es wird klargestellt, dass auch für Pflanzenschutzmittel, die
zwar zugelassen sind, aber nicht in dem Anwendungsgebiet,
für das Gefahr im Verzug besteht, eine Ausnahmegenehmi-
gung nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 erteilt werden kann. Da
ein Pflanzenschutzmittel im Rahmen einer Genehmigung
nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 nur für einen begrenzten Zeit-
raum in Verkehr gebracht werden kann, ist eine vollständig
neue Kennzeichnung nicht erforderlich. Es wird daher die
Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen Informationen
auch auf einer Gebrauchsanleitung abzudrucken.

Zu Nummer 5 (§ 15c Abs. 4)

Wurde eine Zulassung nach § 15c erteilt, kann diese unter
bestimmten Voraussetzungen verlängert werden, wenn zum
Zeitpunkt des Auslaufen der Zulassung eine Entscheidung
über Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I der Richtlinie
91/414/EWG noch nicht getroffen wurde. Wurde der Wirk-
stoff zum Zeitpunkt des Auslaufens der vorläufigen Zulas-
sung allerdings bereits in Anhang I aufgenommen, aber
noch nicht über eine Zulassung nach § 15 entschieden, ist
nach der bisherigen Rechtslage eine Verlängerung der vor-
läufigen Zulassung nicht möglich. Wegen der vergleich-
baren Lage ist es angebracht, auch in diesem Fall eine Ver-
längerungsmöglichkeit zu schaffen, wenn entsprechende
Voraussetzungen vorliegen.

Zu Nummer 6 (§ 15d)

Inhaber der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels können
auch Dritten gestatten das Mittel unter einer anderen Be-
zeichnung auf den Markt zu bringen. Da es sich um zugelas-
sene Mittel handelt, ist eine erneute Zulassung nicht erfor-
derlich. Die Zulassungsbehörde und die für Pflanzenschutz
zuständigen Behörden der Länder müssen darüber aber in-
formiert sein. Auch zeigten sich Unsicherheiten über die
richtige Kennzeichnung dieser Mittel, was die Kontrollen
erschwerte. Um ein gleichmäßiges Verfahren sicherzustel-
len, ist eine gesetzliche Regelung erforderlich.

Zu Nummer 7 (§§ 16c bis 16g)

Zur Feststellung der Übereinstimmung eines parallelimpor-
tierten Pflanzenschutzmittels mit einem in Deutschland zu-
gelassenen Pflanzenschutzmittel und zur Ausstellung einer
entsprechenden Verkehrsfähigkeitsbescheinigung wird mit
dem neuen § 16c ein gegenüber der Zulassung stark verein-
fachtes Antragsverfahren festgelegt. Danach ist jeder, der
ein solches Pflanzenschutzmittel einführen und in Verkehr
bringen will, künftig verpflichtet, vor der erstmaligen Ein-
fuhr dieses Mittels die Feststellung der Verkehrsfähigkeit
des Mittels beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit zu beantragen. Diese wird festgestellt,
wenn das Mittel den gleichen Wirkstoff in vergleichbarer
Menge enthält und ansonsten in Zusammensetzung und Be-
schaffenheit übereinstimmt. Nicht zwingend ist die Herstel-
leridentität. Liegt sie vor, kann dies als positives Indiz für
die Übereinstimmung gewertet werden. Liegt sie nicht vor
oder kann sie vom Antragsteller nicht nachgewiesen wer-
den, kann dennoch eine Verkehrsfähigkeitsbescheinigung
erteilt werden, wenn die sonstigen Voraussetzungen gege-
ben sind.
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Das Einführen eines Pflanzenschutzmittels, das mit einem
vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit zugelassenen Pflanzenschutzmittels übereinstimmt,
ohne ein Inverkehrbringen im Sinne von § 2 Nr. 13 wird
hiervon nicht erfasst. Zu beachten ist, dass andere Vorschrif-
ten des Gesetzes, wie z. B. § 11 Abs. 1 oder § 20, für das
Einführen oder Inverkehrbringen gelten, also auch dann zu
beachten sind, wenn das parallelimportierte Pflanzenschutz-
mittel nur eingeführt und nicht in Verkehr gebracht wird.
Da die Antragsberechtigung nicht eingeschränkt ist, können
auch Verbände oder Erzeugergemeinschaften einen Antrag
auf Erteilung der Verkehrsfähigkeitsbescheinigung stellen.
Die Regelung bezieht sich nur auf EG Staaten und Staaten
des Europäischen Wirtschaftsraumes. Pflanzenschutzmittel
aus Drittstaaten bedürfen einer eigenen Zulassung.
Um die notwendigen Einzelheiten des Verfahrens festlegen
zu können, wird eine Verordnungsermächtigung für das
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft (BMVEL) aufgenommen.
§ 16d legt fest, dass parallelimportierte Pflanzenschutzmit-
tel neben den für das Referenzmittel festgelegten Angaben
mit Name und Anschrift des Importeurs sowie einer vom
Bundesamt zugeteilten Registriernummer zu kennzeichnen
sind. Dadurch wird die Kontrolle durch die zuständigen Be-
hörden der Länder erleichtert.
§ 16e legt die Dauer der Gültigkeit der Verkehrsfähigkeits-
bescheinigung fest. Diese ist grundsätzlich an die Gültigkeit
der Zulassung des Referenzmittels geknüpft.
Ist die Zulassung eines Mittels zu widerrufen, weil neue
Erkenntnisse vorliegen, muss dies auch für die parallelim-
portierte Pflanzenschutzmittel gelten. Wird die Zulassung
auf Antrag des Zulassungsinhabers widerrufen, ist es erfor-
derlich, dem Einführer aus Gründen des Vertrauensschutzes
eine angemessene Abverkaufsfrist einzuräumen. Diese darf
jedoch nicht länger sein als die Dauer der Zulassung ohne
Widerruf, da insoweit kein Vertrauensschutz erforderlich
ist.
Die erforderliche Produktbeobachtung obliegt grundsätzlich
dem Zulassungsinhaber, da er über die Unterlagen verfügt,
um dieser Pflicht gerecht zu werden. Über diese Möglich-
keiten verfügt der Einführer in der Regel nicht. Insbeson-
dere aber in den Fällen, in denen das parallelimportierte
Pflanzenschutzmittel nicht vom gleichen Hersteller stammt,

ist es erforderlich, den Parallelimporteur zu verpflichten,
Informationen über das Mittel, die zu seiner Kenntnis ge-
langen, z. B. durch Mitteilungen von Kunden, und die bis-
her nicht bekannt waren, an das Bundesamt weiterzuleiten.
Dies wird in § 16f festgelegt.
§ 16g regelt den Widerruf der Verkehrsfähigkeitsbescheini-
gung bei Pflichtverletzungen des Einführers.

Zu Nummer 8 (§18b)
Die nationalen Regelungen zur Festsetzung von Rück-
standshöchstmengen werden weitgehend durch die geplante
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über Höchstwerte für Pestizidrückstände in Erzeugnissen
pflanzlichen und tierischen Ursprungs ersetzt. Es ist davon
auszugehen, dass die Verordnung noch vor Verabschiedung
dieses Gesetzes verkündet werden wird. Eine entsprechende
Anpassung von § 18b an das EG-Recht wird daher bereits
jetzt vorgeschlagen.

Zu Nummer 9 (§ 37)
Es wird in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG)
Nr. 1004/2003 vom 18. Juni 2003 festgelegt, dass Gebühren
auch für die Überprüfung neuer Wirkstoffe zu erheben sind.

Zu Nummer 10 (§ 40)
Eie Ergänzungen enthalten die erforderlichen Bußgeldvor-
schriften zu § 6 Abs. 4 und § 16c.

Zu Nummer 11 (§ 45)
Um einen sachgerechten Übergang zu gewährleisten, wird
eine Frist von sechs Monaten für die Antragstellung und,
soweit die Verkehrsfähigkeit bereits nach dem derzeit prak-
tizierten Verfahren festgestellt wurde, ein Inverkehrbringen
von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einge-
räumt.

Zu Artikel 2
Der Artikel enthält die Ermächtigung zur Neubekanntma-
chung.

Zu Artikel 3
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 807. Sitzung am 17. Dezember
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 6 Abs. 4 Satz 1)

In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 6 Abs. 4 nach dem Wort „land-
wirtschaftlichen“ das Wort „ , forstwirtschaftlichen“ zu
streichen.

B e g r ü n d u n g

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln im Wald ist ge-
genüber anderen Anwendungsgebieten verschwindend
gering. Der weit überwiegende Anteil der flächig ausge-
brachten Pflanzenschutzmittel sind zudem keine Bio-
zide, sondern vielmehr Wildschadenverhütungsmittel.

Eine umfassende Dokumentation wäre in der Praxis
weder umzusetzen noch kontrollierbar. In den meisten
Fällen werden die Wildschadenverhütungsmittel nicht
durch den Forstbetrieb, sondern durch die Jagdpächter
ausgebracht. Darüber hinaus ist die Dokumentation der
Ausbringung solcher Wildschadenverhütungsmittel auch
fachlich nicht erforderlich.

Zumal die zu Grunde liegende Regelung des § 5 Abs. 4
des Bundesnaturschutzgesetzes die Forstwirtschaft nicht
mit einschließt, ist angesichts der allgemeinen Bestre-
bungen zur Deregulierung die Einbeziehung der Forstbe-
triebe in eine bußgeldbewehrte, von der Verwaltung zu
kontrollierende Dokumentationspflicht nicht akzeptabel.

2. Zu Artikel 1 Nr. 2a – neu – (§ 6a Abs. 3 Satz 3 – neu –)

In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende Nummer 2a
einzufügen:

,2a. Dem § 6a Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit entscheidet, ob nach Widerruf
der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels noch
eine Frist für die Anwendung bestehender Lager-
vorräte nach Artikel 4 Abs. 6 der Richtlinie 91/414/
EWG eingeräumt werden kann.“ ‘

B e g r ü n d u n g

Nach der Nichtaufnahme eines Wirkstoffes in den An-
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben die Mitglied-
staaten – ab der Veröffentlichung im Amtsblatt der EG –
sechs Monate Zeit bis zum Widerruf der nationalen Zu-
lassung (Umsetzungsfrist). Damit verbunden ist nach
EU-Recht die Möglichkeit einer nationalen Frist für die
Anwendung bestehender Lagervorräte. Deren Dauer
richtet sich nach der Begründung für den Widerruf der
Zulassung. Sie betrug in zurückliegenden Entscheidun-
gen der Kommission maximal 18 Monate. Damit wären
die Pflanzenschutzmittel noch maximal zwei Jahre an-
wendbar (sechs Monate Umsetzungsfrist und maximal
18 Monate Anwendungsfrist). Diese Möglichkeit wird

zurzeit von der Bundesrepublik Deutschland für die
deutschen Anbauer nicht genutzt.

Um eine weitgehende Gleichbehandlung innerhalb der
EU sicherzustellen, sollte das sofortige Anwendungsver-
bot für widerrufene Pflanzenschutzmittel nur dann grei-
fen, wenn eine Aufnahme in Anlage 1 der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung (Vollständiges Anwen-
dungsverbot) erforderlich ist, also ein entsprechendes
Gefährdungspotenzial vorliegt. In den übrigen Fällen ist
eine Aufbrauchsfrist von maximal 18 Monaten unter Be-
achtung der EG-rechtlichen Vorgaben zu ermöglichen.

3. Zu Artikel 1 Nr. 4a – neu – (§ 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3,
§ 15b Abs. 4 Satz 1 Nr. 3,
§ 15c Abs. 2 Satz 1 Nr. 3,
§ 18 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3)

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 4a
einzufügen:

,4a. In § 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3, § 15b Abs. 4 Satz 1
Nr. 3, § 15c Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und § 18 Abs. 3
Satz 1 Nr. 3 ist jeweils das Wort „Einvernehmen“
durch das Wort „Benehmen“ zu ersetzen.‘

B e g r ü n d u n g

Der Zulassungsbehörde, dem Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), sind zur
Bewertung eines Pflanzenschutzmittels im Rahmen des
Zulassungsverfahrens vom Antragsteller umfangreiche
Studien zur Wirksamkeit, Humantoxizität, Rückstands-
problematik und zur Ökotoxikologie gemäß der RL
91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln vorzulegen. Die für die Bewer-
tung dieser Studien erforderliche Sachkompetenz sowie
die Entscheidungsbefugnis über eine etwaige Zulassung
wurde bereits mit dem Gesetz zur Neuorganisation des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes und der Lebens-
mittelsicherheit im Jahr 2002 beim BVL angesiedelt.
Unabhängig davon sind im Rahmen des Zulassungsver-
fahrens weitere berührte Behörden zu beteiligen.

Die bisherige aufwändige Aufspaltung in Benehmens-
und Einvernehmensbehörden entspricht nicht mehr den
Anforderungen an ein modernes und effizientes Verwal-
tungsmanagementsystem. Im Hinblick auf die Funktion
der beteiligten Behörden (Biologische Bundesanstalt,
Bundesinstitut für Risikobewertung und Umweltbundes-
amt) ist daher jeweils der gleiche Status herbeizuführen.
Die Berücksichtigung der Belange berührter Behörden
wird dann über einheitliche Benehmensregelungen si-
chergestellt.

4. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 15d Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3)

In Artikel 1 Nr. 6 ist § 15d wie folgt zu ändern:

a) In Absatz 1 Satz 1 ist nach dem Wort „diesem“ das
Wort „(Vertriebsvereinbarung)“ einzufügen.
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b) In Absatz 2 sind die Wörter „im Wege einer Verein-
barung mit dem Zulassungsinhaber“ durch das Wort
„auf Grund einer Vertriebsvereinbarung“ zu ersetzen.

c) In Absatz 3 ist das Wort „Vereinbarung“ durch das
Wort „Vertriebsvereinbarung“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Vereinheitlichung der Sprachregelung in § 15d für ein
und denselben Sachverhalt, der in Absatz 1 beschrieben
und auf den in den folgenden Absätzen mit 3 verschiede-
nen Umschreibungen Bezug genommen wird.

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 15d Abs. 2)
In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 15d Abs. 2 nach den
Wörtern „Name und Anschrift des Berechtigten“ die
Wörter „ , der abweichenden Handelsbezeichnung nach
Absatz 1 Satz 2“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Klarstellung des Gewollten.
Es ist sicherzustellen, dass auch die gemäß § 15d Abs. 1
festgelegte „abweichende Handelsbezeichnung“ von den
Kennzeichnungsvorschriften erfasst wird.

6. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 15d Abs. 4)
In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 15d Abs. 4 nach den Wörtern
„soweit die Zulassung des zugelassenen Pflanzenschutz-
mittels“ die Wörter „auf Grund Anordnung ruht oder“
einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Klarstellung des Gewollten.
Wird vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit für ein Pflanzenschutzmittel das
Ruhen der Zulassung für einen bestimmten Zeitraum an-
geordnet, darf dieses während dessen nicht mehr in den
Verkehr gebracht werden. Diese Regelung ist auch für
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln mit
„abweichender Handelsbezeichnung“ zu übernehmen.

7. Zu Artikel 1 Nr. 8a – neu – (§ 21a Satz 2 und 3 – neu –),
Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa1 – neu – (§ 40 Abs. 1 Nr. 5)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) Nach Nummer 8 ist folgende Nummer 8a einzufü-

gen:
,8a. In § 21a werden nach Satz 1 folgende Sätze ein-

gefügt:
„Zur Anzeige bei der zuständigen Behörde ist
ebenfalls verpflichtet, wer zu gewerblichen Zwe-

cken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher
Unternehmungen den Erwerb von Pflanzen-
schutzmitteln an Käufer im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes vermittelt oder Hilfsleistungen
für die Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln anbie-
tet. Zuständige Behörde ist insoweit das Bundes-
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit.“ ‘

b) In Nummer 10 ist in Buchstabe a nach Doppelbuch-
stabe aa folgender Doppelbuchstabe aa1 einzufügen:
,aa1) In Nummer 5 wird nach der Angabe „21a

Satz 1“ die Angabe „oder 2“ eingefügt.‘
B e g r ü n d u n g
In den vergangenen Jahren wurde vermehrt festgestellt,
dass Pflanzenschutzmittel nicht nur aus anderen EU-Mit-
gliedstaaten eingeführt wurden, sondern Firmen oder
andere Personen den Einkauf von Pflanzenschutzmitteln
in anderen europäischen Mitgliedstaaten vermittelt ha-
ben. Deshalb ist es erforderlich, die Anzeigepflicht nach
§ 21a auch auf diesen Bereich auszudehnen.

8. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 40)
In Artikel 1 ist Nummer 10 wie folgt zu fassen:
,10. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) … wie Vorlage …
bb) In Nummer 9 werden nach dem Wort „ent-

gegen“ die Angaben „§ 15d Abs. 2, § 16d
oder“ eingefügt.

cc) Die bisherige Nummer 8a wird Nummer 9a.
dd) Nach Nummer 9a wird folgende Num-

mer 9b eingefügt:
„9b. entgegen § 16c Abs. 1 Satz 1 ein

Pflanzenschutzmittel einführt oder in
den Verkehr bringt,“.

b) In Absatz 2 werden nach der Angabe „9,“ die
Angabe „9b,“ und vor der Angabe „5,“ die An-
gabe „4a,“ eingefügt sowie die Angabe „8a,“
durch die Angabe „9a,“ ersetzt.‘

B e g r ü n d u n g
Verstöße gegen die Kennzeichnungsvorschriften des
§ 15d Abs. 2 und des § 16d sollen ebenso wie Verstöße
gegen die Kennzeichnungsvorschriften nach § 20 als
Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. Da § 15d Abs. 2
und § 16d über § 20 hinausgehende Angaben erfordern,
ist eine entsprechende Ergänzung von § 40 erforderlich.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des
Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 2)
Die Bundesregierung lehnt diesen Änderungsvorschlag ab.
Die Regeln des Pflanzenschutzgesetzes, insbesondere hin-
sichtlich der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, gelten
gleichermaßen für die Landwirtschaft, den Gartenbau und
die Forstwirtschaft. Es gibt keinen sachlichen Grund für
eine Ausnahme der Forstwirtschaft von der vorgesehenen
Aufzeichnungspflicht. Werden in einem Betrieb der Forst-
wirtschaft keine Pflanzenschutzmittel angewandt, so ist die-
ser tatsächlich von der Aufzeichnungspflicht nicht betrof-
fen. Andererseits gibt es in der Forstwirtschaft immer wie-
der ein großflächiges Auftreten von Schadorganismen, die
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln erfordern, so
dass eine Aufzeichnung der Anwendung dieser Mittel glei-
chermaßen geboten ist. Soweit es geboten ist, zwischen der
Landwirtschaft und der Forstwirtschaft im Einzelnen zu
differenzieren, kann dies im Rahmen der Verordnung nach
§ 6 Abs. 5 des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) erfolgen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2a – neu –)
Die Bundesregierung lehnt diesen Änderungsvorschlag ab.
Das Pflanzenschutzgesetz sieht bis jetzt nur dann eine Auf-
brauchfrist vor, wenn die Zulassung eines Pflanzenschutz-
mittels durch Zeitablauf geendet hat. Wird die Zulassung
eines Pflanzenschutzmittels widerrufen, bestehen – soweit
nicht ein Fall des § 16a Abs. 1 Nr. 1 PflSchG gegeben ist –
gegen die Anwendung dieses Pflanzenschutzmittels Beden-
ken. Erfolgt ein Widerruf wegen Nichtaufnahme des betref-
fenden Wirkstoffs in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG
des Rates über die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, so
liegen entweder keine ausreichenden Daten vor oder die
Anwendung des Wirkstoffs ist nicht vertretbar. Ein Wider-
ruf nach § 16a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3 PflSchG erfolgt
dann, wenn die Zulassungsvoraussetzungen weggefallen
sind. In allen drei Fällen ist somit ein erhöhtes Risiko gege-
ben oder kann zumindest nicht ausgeschlossen werden, das
einer Aufbrauchfrist entgegensteht. Die Zulassungsbehörde
wäre bei Annahme des Vorschlages des Bundesrates aber
bei jedem Widerruf zu einer Einzelfallentscheidung ge-
zwungen, was entsprechende Arbeitskapazitäten binden
würde. Die bis jetzt klare Rechtslage würde komplizierter,
Unsicherheiten des Anwenders, welches Mittel noch ange-
wandt werden darf, sind nicht auszuschließen, Kontrollen
werden erschwert.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 4a – neu –)
Der Vorschlag sieht vor, dass das Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit künftig bei der Zu-
lassung eines Pflanzenschutzmittels im Benehmen mit dem
Umweltbundesamtes entscheidet und nicht mehr im Einver-
nehmen.

Die Bundesregierung lehnt diesen Vorschlag ab. Die Ein-
vernehmensregelung ist beizubehalten.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 6)
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 6)
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 6)
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
Allerdings ist zur Präzisierung des Gewollten erforderlich,
die einzufügenden Wörter wie folgt zu fassen:
„auf Grund einer Anordnung nach § 16a Abs. 5 ruht“.

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 8a – neu –, Artikel 1 Nr. 10
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa – neu –)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag grundsätzlich
zu.
Allerdings ist es aus systematischen Gründen erforderlich,
die vom Bundesrat beabsichtigte Regelung nicht im unmit-
telbaren Anschluss an die bisherige Anzeigeregelung einzu-
fügen, da sonst der rechtlich nicht zulässige Anschein ent-
stünde, die im bisherigen § 21a Satz 2 PflSchG vorgesehene
Verordnungsermächtigung der Landesregierungen würde
sich auch auf die neue Anzeigepflicht erstrecken. Eine
Präzisierung der Anzeigepflicht durch Rechtsverordnung ist
allerdings erforderlich; diese kann aber nur durch das
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft erlassen werden, da zuständige Behörde für
die neue Anzeigepflicht eine Bundesbehörde sein soll. Es ist
daher erforderlich, dem § 21a PflSchG einen neuen Ab-
satz 2 anzufügen; als Folge ist auch die Bewehrungs-
vorschrift entsprechen anzupassen. Darüber hinaus bedarf
die Regelung der inhaltlichen Präzisierung, um sich in die
Systematik der übrigen Vorschriften des Pflanzenschutz-
gesetzes einzufügen. Ferner ist eine Übergangsregelung
erforderlich. Der Änderungsbefehl muss deshalb wie folgt
gefasst werden:
Nach Nummer 8 ist folgende Nummer 8a einzufügen:
,8a. § 21a wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2) Wer zu gewerblichen Zwecken oder im
Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unternehmun-
gen das Inverkehrbringen oder die Einfuhr von
Pflanzenschutzmitteln im oder ins Inland vermittelt
oder Hilfsleistungen für die Einfuhr von Pflanzen-
schutzmitteln anbietet, hat dies dem Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit vor
Aufnahme der Tätigkeit anzuzeigen. Das Bundes-
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ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die nä-
heren Vorschriften über die Anzeige und das An-
zeigeverfahren zu erlassen.“‘

F o l g e ä n d e r u n g e n
a) In Nummer 10 ist in Buchstabe a nach dem Doppelbuch-

staben aa folgender Doppelbuchstabe aa1 einzufügen:
,aa1) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. entgegen § 9 Satz 1 oder § 21a Abs. 1 Satz 1,
auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 21a Abs. 1 Satz 2, oder § 21a
Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach § 21a Abs. 2 Satz 2,
eine Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig
erstattet,“‘.

b) Der Nummer 11 ist nach dem neuen Absatz 13 folgender
Absatz anzufügen:

„(14) Wer am … [einsetzen: Tag der Verkündung
dieses Änderungsgesetzes] eine in § 21a Abs. 2 Satz 1
bezeichnete Tätigkeit ausübt, hat die Anzeige nach § 21a
Abs. 2 Satz 1 bis zum … [einsetzen: Ersten Tag des auf
das Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes folgenden
Monats] abzugeben.“

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr. 10)
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.
§ 15d Abs. 2 und § 16d PflSchG enthalten keine Verkehrs-
oder Einfuhrverbote. Verstöße gegen diese Normen können
daher nicht in die bestehende Bußgeldvorschrift des § 40
Abs. 1 Nr. 9 PflSchG eingefügt werden, die gerade auf der-
artige Zuwiderhandlungen abstellt.
§ 15d Abs. 2 und § 16d Satz 1 PflSchG-E können auch
nicht alternativ als Kennzeichnungspflichten bußgeldbe-
wehrt werden, da die Normen hierfür nicht hinreichend be-
stimmt im Sinne des § 3 OWiG, Artikel 103 Abs. 2 GG
sind.
Im Übrigen könnte der in der Nummer 8 der Stellungnahme
des Bundesrates normierte Änderungsbefehl zu § 40 Abs. 1
Nr. 9 PflSchG nicht umgesetzt werden, da er nicht eindeutig
ist. In § 40 Abs. 1 Nr. 9 PflSchG ist das Wort entgegen auf
das der Änderungsbefehl Bezug nimmt, zweimal vorhanden.
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